
 

  

S 39 U 35/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sozialgericht Dresden
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 39
Kategorie Gerichtsbescheid
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Medizinisches Cannabis, HWS-

Beschleunigungsverletzung, Chronischer
Kopfschmerz

Leitsätze Die Versorgung mit medizinischem
Cannabis kommt in der Gesetzilchen
Unfallversicherung auch bei medizinisch
nicht vollständig geklärten chronischen
Kopfschmerzen nach HWS-
Beschleunigungstrauma in Betracht.

Normenkette § 26 Abs. 1, 2 SGB VII, § 27 Abs. 1 Nr. 4
SGB VII, § 31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1
Buchstabe b SGB V

1. Instanz

Aktenzeichen S 39 U 35/19
Datum 20.12.2019

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Die Beklagte wird verurteilt, den Bescheid vom 11.9.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10.1.2019 aufzuheben und dem KlÃ¤ger gemÃ¤Ã�
dem Antrag vom 2.8.2018 die Versorgung mit dem Medikament Sativex
(medizinisches Cannabis) zu bewilligen und die Kosten hierfÃ¼r zu tragen.
II. Die Beklagte trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers.

Tatbestand:

Die Klage betrifft die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die Heilbehandlung mit dem
Medikament Sativex (medizinisches Cannabis) in der Gesetzlichen
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Unfallversicherung (GUV). Der 1952 geborene KlÃ¤ger war als Verkaufsberater im
AuÃ�endienst bei der Fa. H. GmbH beschÃ¤ftigt. Am 12.06.1997 erlitt er in
AusÃ¼bung dieser TÃ¤tigkeit einen Arbeitsunfall, als er sich im Pkw auf der
RÃ¼ckfahrt von einem Kunden nach Hause befand und ein anderer Pkw auffuhr. Mit
Berufungsurteil vom 27.11.2003 hob das LSG den ablehnenden Gerichtsbescheid
des Sozialgerichts Dresden und die dem zugrundeliegenden Bescheide der
Beklagten teilweise auf und stellte fest, dass der KlÃ¤ger infolge des Arbeitsunfalls
an einem chronifizierten Kopfschmerzsyndrom mit MerkfÃ¤higkeits- und
KonzentrationsstÃ¶rungen leidet und verurteilte die Beklagte, dem KlÃ¤ger
Verletztengeld bis zum 30.3.2003 und im Anschluss daran eine Verletztenrente
nach einer MdE von 40 v. H. zu gewÃ¤hren. Auf die Revision des KlÃ¤gers verwies
das BSG den Rechtsstreit hinsichtlich der GewÃ¤hrung von Verletztenrente nach
einer MdE von mehr als 40 v. H. an das LSG zurÃ¼ck, im Ã�brigen (Feststellung
weiterer GesundheitsstÃ¶rungen als Unfallfolgen, GewÃ¤hrung von Leistungen der
Heilbehandlung, bzw. Rehabilitation und Zahlung von Verletztengeld bis zum
11.12.1997) wies es die Revision als unzulÃ¤ssig zurÃ¼ck. Mit rechtskrÃ¤ftigem
Urteil vom 23.4.2009 wies das LSG die Berufung zurÃ¼ck. Zwischen den Beteiligten
sind derzeit weitere Verfahren zur Feststellung weiterer Folgen des Arbeitsunfalls
und der Bemessung der Gesamt-MdE anhÃ¤ngig. Mit Bescheid vom 5.4.2011 wurde
eine SchlafstÃ¶rung als weitere Unfallfolge anerkannt; eine ErhÃ¶hung der Gesamt-
MdE erfolgte nicht. Am 18.10.2013 legte die Dipl.-Psych. R. ihren Abschlussbericht
Psychotherapeutenverfahren vor (Bl. 3322 d. VA). Seit dem 4.2.2013 waren 11
verhaltenstherapeutische EinzelgesprÃ¤che durchgefÃ¼hrt, zuletzt am 11.10.2013.
Die Therapie wurde nach dem Bericht in dem GesprÃ¤ch beendet, weil die Prognose
nicht ausreichte, um weitere psychotherapeutische Erfolge zu erzielen. Es habe in
der Schmerzambulanz und mit der Neurofeedbackmethode erreicht werden
kÃ¶nnen, dass Opiate ausgeschlichen werden hÃ¤tten kÃ¶nnen. Ein
darÃ¼berhinausgehender Therapieerfolg sei jedoch nicht absehbar gewesen. Er
habe bei der Therapeutin ErklÃ¤rungen fÃ¼r die Chronifizierung seiner Schmerzen
eingefordert, habe aber nicht dafÃ¼r gewonnen werden kÃ¶nnen, etwa eine
systematische Selbstbeobachtung bezÃ¼glich seiner Beschwerden
(Schmerztagebuch) durchzufÃ¼hren. WÃ¤hrend der Therapie habe er mehrfach
versucht, die Therapeutin in Diskussionen zu verwickeln, wenn sie mit
verhaltensanalytischen Fragen und dem sokratischen Dialog am
ProblemverstÃ¤ndnis zu arbeiten suchte. Er habe bei Einstellung bemerkt: "Ich habe
auch keine Produkte an Menschen verkauft, die sie nicht brauchten". Am 6.12.2017
berichtete Dipl.-Psych. K. Ã¼ber die Behandlung des KlÃ¤gers (Bl. 3866 d. VA). In
den letzten 2 Jahren hÃ¤tten 7 Behandlungen stattgefunden. Inhalt sei das
Kontrollieren der hÃ¤uslichen HEG-NeurofeedbackÃ¼bungen anhand der
aufgezeichneten Protokolle gewesen. Seit er Doxepin einnehme stagniere der
Erfolg. Er habe nicht mehr das GefÃ¼hl, dass er das beeinflussen kÃ¶nne. Die
Kopfschmerzen wÃ¼rden verharren und die Konzentration schlechter werden. Die
Neurofeedbackbehandlung sei derzeit ausgeschÃ¶pft. Empfohlen wurde die
Teilnahme an einer multimodalen Schmerztherapie und ggfs. die FortfÃ¼hrung mit
geÃ¤nderter Doxepingabe. Am 3.5.2018 berichteten Prof. Dr. S./Dr.
Sch./Dipl.-Psych. G. (Bl. 3946 d. VA), Schmerzzentrum am UniversitÃ¤tsklinikum D.
(USC) zur ambulanten Vorstellung des KlÃ¤gers an jenem Tag. Diagnostiziert wurde
eine chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischem Faktoren (F
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45.41). Der KlÃ¤ger vertrete ein rein somatisch orientiertes Schmerzmodell: frische
Luft, KÃ¤lte u.s.w. tÃ¤ten gut. Aus schmerzmedizinischer Sicht kÃ¶nne jedoch eine
UnfallkausalitÃ¤t und die resultierende MdE nicht nachvollzogen werden. Insgesamt
sei bei der ausgeprÃ¤gten und durch Zielkonflikte getriggerten somatischen
Verharrung von einem chronischen Beharrungszustand auszugehen, der nach ca.
20-jÃ¤hrigem Krankheitsverlauf auch durch willentliche Steuerbarkeit nur schwer zu
Ã¼berwinden sein werde. Insofern wurde die DurchfÃ¼hrung einer
interdisziplinÃ¤ren multimodalen Schmerztherapie zwar als prinzipiell indiziert, aber
in der Zusammenschau der bislang hÃ¶chst umfangreichen, letztlich aber
erfolglosen therapeutischen BemÃ¼hungen als nicht zielfÃ¼hrend angesehen.
Daher resultierten von dort aus auch keine speziellen schmerz- oder
psychotherapeutischen Behandlungsempfehlungen. Auf physiotherapeutischem
Gebiet wurden dagegen Empfehlungen ausgesprochen. Da der KlÃ¤ger Ã¼ber ein
stabiles Behandlernetz verfÃ¼ge, sei eine Mitbehandlung am USC nicht erforderlich.
Mit Schreiben vom 2.8.2018 beantragte der den KlÃ¤ger behandelnde Dipl.-Med. D.,
Zentrum fÃ¼r ganzheitliche Schmerztherapie (D.), die Kostentragung fÃ¼r die
Ã¤rztliche Verordnung des Medikaments Sativex (THC + CBD) fÃ¼r die Behandlung
der chronischen SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren. In
dem Antrag gab er an, der KlÃ¤ger sei austherapiert. U. a. sei ambulante
Psychotherapie "seit 2013" erfolgt. Die Erkrankung sei schwerwiegend. Aktuell
wÃ¼rde er mit Amytriptiylin 25 mg 1 x abends behandelt. Es bestÃ¼nde eine nicht
ganz entfernt liegende Aussicht auf eine spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den
Krankheitsverlauf. Auf die einschlÃ¤gige Internetseite
http://cannabislegal.de/Cannabisinfo/medizin.htm wurde verwiesen. Auf
Veranlassung der Beklagten nahm am 24.8.2018 Dr. Sch., UniversitÃ¤tsklinikum
Dresden, UniversitÃ¤ts SchmerzCentrum Dresden (USC) Stellung und verwies
eingehend auf den ausfÃ¼hrlichen Bericht des USC vom 3.5.2018. Bisher seien
lediglich somatische BehandlungsansÃ¤tze ausgeschÃ¶pft worden, nicht zuletzt
auch deshalb, weil sich der KlÃ¤ger psychotherapeutischen BehandlungsansÃ¤tzen
nicht zugÃ¤nglich gezeigt habe. Zur Behandlung primÃ¤rer Kopfschmerzen gÃ¤be
es auch in Ã�bereinstimmung mit den Empfehlungen der Deutschen MigrÃ¤ne- und
Kopfschmerzgesellschaft keine Evidenz fÃ¼r den Einsatz von Cannabinoiden.
Klinisch und anhand der dort dokumentierten Akteninhalte gÃ¤be es keinen Anhalt
fÃ¼r das Vorliegen einer sekundÃ¤ren Kopfschmerzerkrankung. Zusammenfassend
kÃ¶nne daher aus schmerztherapeutischer Sicht keine Indikation fÃ¼r einen
Therapieversuch mit cannabishaltigen Arzneimitteln aufgrund der vermeintlichen
Unfallfolgen abgeleitet werden. Mit Schreiben vom 31.8.2018 teilte die Beklagte an
Dipl.-Med. K., Zentrum fÃ¼r ganzheitliche Schmerztherapie, mit, dass sie dem
Behandlungsvorschlag nach Beurteilung von Dr. Sch. nicht entsprechen kÃ¶nne. Mit
Bescheid vom 11.9.2018 lehnte die Beklagte den Anspruch des KlÃ¤gers auf
Heilbehandlung mit SATIVEX als Folge des Arbeitsunfalles vom 12.6.1997 auf
Grundlage der Stellungnahme von Dr. Sch. ab. Hiergegen erhob der KlÃ¤ger mit
Schreiben vom 24.9.2018 Widerspruch. Die Beklagte habe Ã¼ber den Antrag vom
2.8.2018 verspÃ¤tet entschieden, so dass von der Genehmigungsfiktion nach Â§ 13
Abs. 3a SGB V auszugehen sei. Jedenfalls sei der Antrag an Â§ 31 Abs. 6 SGB V zu
messen und nicht Â§ 26 SGB VII, so dass der Ablehnungsbescheid falsch
begrÃ¼ndet sei. Zu Unrecht meine Dr. Sch., psychotherapeutische
BehandlungsansÃ¤tze seien nicht ausgeschÃ¶pft. Dem Befundbericht von
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Dipl.-Psych. K. vom 6.12.2017 sei die Wahrnehmung einer psychologischen
Therapie zu entnehmen. Laut Homepage des Dipl.-Psych. K. sei Biofeedback ein
Verfahren der psychologischen Verhaltenstherapie sowie Neurofeedback eine
Spezialrichtung des Biofeedbacks. In der 10minÃ¼tigen Auswertung im USC sei
lediglich gesagt worden, fÃ¼r die Teilnahme an einer Schmerztagesklinik sei der
KlÃ¤ger nicht ausreichend belastbar. Es sei nicht erkennbar, welchen Sinn ein
Schmerzassessment haben solle, wenn nach 20 Jahren erstmals ein Rehaberater
mit einem vÃ¶llig neuen Konzept werbe, das sich dann als die altbekannte
Teilnahme in der Schmerztagesklinik herausstelle. Laut Empfehlungen der
Deutschen MigrÃ¤ne- und Kopfschmerzgesellschaft (DMKG) sei die
Schmerzlinderung auch bei chronifizierten Schmerzen (SchmerzgedÃ¤chtnis) durch
Cannaboide in EinzelfÃ¤llen durch einige klinische Studien erwiesen. Die dort
mitgeteilten Bedenken gegen 14 Sorten CannabisblÃ¼ten trÃ¤fen auf Sativex nicht
zu. Die Beklagte habe sich 2011 durch gerichtlichen Vergleich verpflichtet, dem
KlÃ¤ger Alternativen zur damaligen von 2000 bis 2013 angewandten
Schmerzbehandlung mittels Opiaten (Transtec) anzubieten. Dem sei sie nicht
nachgekommen. Es sei lediglich das Ausschleichen mit Opiaten finanziert worden.
Im Widerspruchsverfahren wandte sich die Beklagte erneut unter dem 16.10.2018
an Dipl.-Med. D. Es wurde um AufklÃ¤rung gebeten hinsichtlich der Wahrnehmung
von Psychotherapie. Sie, die Beklagte, gehe davon aus, dass die 2013 begonnene
Psychotherapie noch 2013 von dem KlÃ¤ger wieder abgebrochen worden sei.
Dagegen sei in dem Antrag vom 2.8.2018 mitgeteilt, dass seit 2013 Psychotherapie
in Anspruch genommen wÃ¼rde. Dipl.-Med. D. teilte dazu unter dem 30.11.2018
mit, dass er sich der Ansicht von Dr. Sch. zur Zeit anschlieÃ�e. Der Widerspruch
wurde mit Widerspruchsbescheid vom 10.1.2019 ("2018") zurÃ¼ckgewiesen. Die
Fristvorgabe nach Â§ 13 Abs. 3a SGB V sei in der GUV zwar entsprechend
anwendbar, aber nur fÃ¼r unaufschiebbare Leistungen, wie Notfallbehandlungen.
Ungeachtet dessen sei zÃ¼gig Ã¼ber den Antrag entscheiden worden. Der Antrag
sei am 6.8.2018 eingegangen und eine Stellungnahme eines weiteren
Schmerztherapeuten erforderlich gewesen. Die Antwort von Dr. Sch. sei am
30.8.2018 bei der Beklagten eingegangen und am Folgetag sei bereits die
Ablehnung an das Zentrum fÃ¼r ganzheitliche Schmerztherapie Ã¼bermittelt
worden. Am 13.1.2019 stellte der KlÃ¤ger (VerfÃ¼gungsklÃ¤ger) Antrag auf Erlass
einer Einstweiligen Anordnung zur KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die Verordnung des
Medikaments Sativex (medizinisches Cannabis), die unter dem Az. S 39 U 17/19 ER
bei Gericht registriert wurde. Die Beklagte sehe in der Psychotherapie zu Unrecht
eine alternative erfolgversprechende Behandlungsmethode. Er habe auch nicht
2013 die Psychotherapie abgebrochen. Derartiges habe weder Dipl.-Psych. K. noch
Dipl.-Psych. R. mitgeteilt. Dipl.-Psych. K. habe auch traditionelle
Psychotherapiesitzungen mit dem KlÃ¤ger durchgefÃ¼hrt und ihn umfassend
beraten und betreut. Die Beklagte habe den Bericht von Dipl.-Psych. K. gegenÃ¼ber
Dr. Sch. und Dipl.-Med. D. verschwiegen. Unwahr sei letzterem mitgeteilt worden,
es sei 2013 die Psychotherapie abgebrochen worden. Dipl.-Med. D. habe dem
KlÃ¤ger am 2.8.2018 mitgeteilt, dass er im Falle der Antragsablehnung aus
Zeitmangel nicht fÃ¼r den KlÃ¤ger aktiv werden kÃ¶nne, so dass sich auch insofern
und im Hinblick auf die suggestive Anfrage der Beklagten seine knappe Antwort
vom 30.11.2018 erklÃ¤re. Er habe zudem zu verstehen gegeben, dass er davon nur
vorlÃ¤ufig bei ungeklÃ¤rtem Sachverhalt ausgehe. Nach der Leitlinie Ã�rztliche
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Begutachtung in der Psychosomatik und Psychotherapeutischen Medizin â��
Sozialrechtsfragen â�� sei eine psychotherapeutische Behandlung unter dem
Gesichtspunkt der Mitwirkungspflicht nicht grundsÃ¤tzlich zumutbar. Bei der
beantragten Behandlung handele es sich um eine Alternative zur vorherigen
Schmerzbehandlung mit Opiaten. Vom Jahr 2000 bis 2013 habe er mittels
BetÃ¤ubungsmittelrezepten zur Behandlung der chronifizierten Schmerzkrankheit
das Opiat Transtec 52,5 Ã¤rztlich verordnet erhalten mit monatlichen Kosten von
611,11 Euro laut Verwaltungsakte. Die Kosten von Sativex seien geringer als bei
Transtec und die Nebenwirkungen wesentlich unbedenklicher als bei Opiaten. Mit
der Diagnose F45.41 nach ICD-10 habe Dr. Sch. als Ursache der Schmerzen ein
"pyhysiologische Prozess oder eine kÃ¶rperliche StÃ¶rung" definiert. Der Beginn der
Schmerzen habe damit eine Grunderkrankung als Ursache, was bedeute, dass bei
ihm eben ein sekundÃ¤rer Schmerz vorliege. Nach ICD-10 sei der Code G44.841
Chronischer Kopfschmerz nach HWS-Beschleunigungstrauma. Das entspreche auch
dem Gutachten von Dr. O. vom 30.9.2003 (L 2 U 239/05). Dort sei ausgefÃ¼hrt,
dass nach ca. 3- 6 Monaten diese Grunderkrankung aus verschiedenen GrÃ¼nden
zu einer eigenstÃ¤ndigen chronifizierten Schmerzerkrankung fÃ¼hren kÃ¶nne, auch
wenn die Ursache der akuten Schmerzen nicht mehr vorhanden bzw. nachweisbar
ist. Die Ablehnung der Cannabis-Behandlung erschlieÃ�e sich daher nicht, zumal
nach Information der BundesÃ¤rztekammer Cannabis am hÃ¤ufigsten bei
chronifizierten Kopfschmerzen als Therapie genehmigt wÃ¼rde. Die
EilbedÃ¼rftigkeit ergÃ¤be sich u. a. daraus, dass nach dem Bericht von Dipl.-Psych.
K. nach vollstÃ¤ndigem Ausschleichen des Opiats die Behandlungsergebnisse stark
rÃ¼cklÃ¤ufig gewesen seien und sich die LebensqualitÃ¤t dauerhaft
verschlechterte. Auch die Wirkungen der Neurofeedback-Ã�bungen seien mit der
Umstellung von Opiaten zu Psychopharmaka auf Null zurÃ¼ckgegangen und keine
Steigerung der Durchblutung des frontalen Cortex mehr erreicht worden, was eben
Zweck dieser Anwendung gewesen sei. Deshalb sei vorgeschlagen worden, die
bisherige Medikation mit Doxepin (Psychopharmaka) zu Ã¤ndern, wozu die
Ã�berweisung an die FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie Dr. R. gedient habe. Aber auch
die alternative Verordnung von Amitriptylin (Psychopharmaka), das bereits zu
frÃ¼herer Zeit neben Transtec verordnet worden sei, aber wegen starker
Nebenwirkungen wieder abgesetzt habe werden mÃ¼ssen, habe keine Besserung
erbracht. So habe sich die Begrenzung auf 5 Tropfen tÃ¤glich ergeben, was fÃ¼r
die Schmerzlinderung vÃ¶llig unzureichend sei. Dipl.-Psych. K. habe auf seinem
Gebiet die TherapiemÃ¶glichkeiten schlieÃ�lich als ausgeschÃ¶pft angesehen.
Entsprechend sei in Absprache mit dem Reha-Berater die
Neurobiofeedbackanwendung vorÃ¼bergehend beendet und das GerÃ¤t
weitergegeben worden. Das belege aber keinen erfolgten Abbruch der
Psychotherapie. Der Eilantrag wurde auf richterlichen Hinweis am 23.2.2019
zurÃ¼ckgenommen. Es wurden Bedenken zum Anordnungsgrund mitgeteilt und die
zeitnahe Entscheidung des vorliegenden (Hauptsache-) Verfahrens in Aussicht
gestellt. Am 8.2.2019 hat der KlÃ¤ger im vorliegenden Verfahren Klage erhoben.
Die BegrÃ¼ndung aus dem Eilverfahren wird mit ihr aufgegriffen und fortgefÃ¼hrt.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�: Die Beklagte wird verurteilt, den Bescheid
vom 11.9.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10.1.2019
aufzuheben und die Versorgung mit dem Medikament Sativex (medizinisches
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Cannabis) zu bewilligen und die Kosten dafÃ¼r als Folge des Arbeitsunfalles vom
12.6.1997 zu tragen.

Der Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist der Klage entgegen getreten. Sie hat dazu auf den Inhalt des
Bescheides vom 11.9.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
10.1.2019 verwiesen. Der KlÃ¤ger befinde sich in fortlaufender
schmerztherapeutischer Behandlung. Die strengen Voraussetzungen fÃ¼r die
Genehmigung einer Therapie mit Cannabis bzw. Cannabinoiden seien nicht
gegeben. Die mÃ¶glichen Behandlungsoptionen seien nicht ausgeschÃ¶pft. Es seien
nur somatische Behandlungsmethoden verfolgt. Psychische BehandlungsansÃ¤tze
hÃ¤tten bisher nicht stattgefunden oder seien abgebrochen worden. Nach den
Stellungnahmen von Dr. Sch. (Bl. 3946, 3949, 3993 d. VA) fehle die Evidenz fÃ¼r
den Einsatz von Cannabinoiden, weil beim KlÃ¤ger Hinweise auf eine sekundÃ¤re
Kopfschmerzerkrankung fehlten. Der Rechtsstreit wurde am 14.11.2019 mit dem
Vorsitzenden mÃ¼ndlich erÃ¶rtert. In dem Termin erklÃ¤rten sich die Beteiligten
mit der Entscheidung im Wege des Gerichtsbescheides einverstanden. Auf die
Sitzungsniederschrift wird zur ErgÃ¤nzung verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht kann gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 1 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
durch Gerichtsbescheid entscheiden, da die Sache keine besonderen
Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt
geklÃ¤rt ist. Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet. Der angefochtene Bescheid vom
11.9.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 10.1.2019 ist rechtswidrig
und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1
Sozialgerichtsgesetz &61531;SGG&61533;). Die Beklagte hat den Antrag vom
2.8.2018 und die beantragte probeweise Versorgung mit dem Medikament Sativex
zu Unrecht abgelehnt. Die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r diese
Heilbehandlung liegen vor.

I. Nach der Systematik des Siebten Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB VII) sind in
den Vorschriften, welche die Voraussetzungen der verschiedenen sozialen Rechte
auf Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung regeln (z.B. Â§Â§ 27 ff. SGB VII
â�� Heilbehandlung samt Arneimittel â�� und Â§Â§ 45 ff. SGB VII â�� Verletztengeld
-), nur die spezifischen Voraussetzungen der jeweiligen einzelnen Arten von
Leistungsrechten ausgestaltet. DemgegenÃ¼ber sind die allgemeinen
Rechtsvoraussetzungen, die fÃ¼r alle Leistungsrechte des SGB VII gleichermaÃ�en
gelten, nÃ¤mlich die Regelungen Ã¼ber den Versicherungsfall und die ihm
zuzurechnenden Unfallfolgen (Â§Â§ 7 bis 13 i. V. m. Â§Â§ 2 bis 6 SGB VII), vorab und
einheitlich ausgestaltet. ErmÃ¤chtigung und Anspruch betreffen daher auch die
Entscheidung Ã¼ber jene Elemente des Anspruchs, die Grundlagen fÃ¼r jede
aktuelle oder spÃ¤tere Anspruchsentstehung gegen denselben
UnfallversicherungstrÃ¤ger aufgrund eines bestimmten Versicherungsfalls sind. Zu
den abstrakt feststellbaren Anspruchselementen gehÃ¶ren neben dem
Versicherungsfall die (sog. unmittelbaren) Unfallfolgen im engeren Sinn, also die
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GesundheitsschÃ¤den, die wesentlich (und deshalb zurechenbar) spezifisch durch
den Gesundheitserstschaden des Versicherungsfalls verursacht wurden. Der
Feststellung, ob und welche GesundheitsstÃ¶rungen Folgen eines
Versicherungsfalls sind, kommt eine Ã¼ber den einzelnen Leistungsanspruch
hinausgehende rechtliche Bedeutung fÃ¼r den TrÃ¤ger und den Versicherten zu.
Denn trotz unterschiedlicher Tatbestandsvoraussetzungen im Ã�brigen setzen, wie
bereits ausgefÃ¼hrt, alle LeistungsansprÃ¼che nach den Â§Â§ 26 ff. SGB VII als
gemeinsame Tatbestandsmerkmale einen Versicherungsfall (i. S. d. Â§Â§ 7 bis 13
SGB VII) und durch ihn verursachte GesundheitsschÃ¤den â�� bis hin zum Tod des
Verletzten â�� voraus und begrÃ¼nden dafÃ¼r die VerbandszustÃ¤ndigkeit nur
eines bestimmten TrÃ¤gers der Unfallversicherung (BSG, Urteil vom 5. Juli 2011 â��
Az.: B 2 U 17/10 R â�� zitiert nach juris, Rn. 12, 17, 19 ff.). VersicherungsfÃ¤lle sind
gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 SGB VII ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten. Nach Â§ 8
Abs. 1 Satz 1 SGB VII sind ArbeitsunfÃ¤lle UnfÃ¤lle der Versicherten infolge einer
den Versicherungsschutz nach Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit.
Nach Â§ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII sind UnfÃ¤lle zeitlich begrenzte, von auÃ�en auf
den KÃ¶rper ein-wirkende Ereignisse, die zu einem Gesundheitsschaden oder zum
Tod fÃ¼hren. Der Gesetzgeber bringt mit der wiederkehrenden Formulierung
"infolge" â�� vgl. Â§Â§ 8 Abs. 1 Satz 1, 45 Abs. 1 Nr. 1, 56 Abs. 1 Satz 1 SGB VII â��
das Erfordernis eines Zusammenhangs zum Ausdruck. Es muss eine kausale
VerknÃ¼pfung des Unfalls bzw. seiner Folgen mit der betrieblichen SphÃ¤re
bestehen, mithin eine rechtliche Zurechnung fÃ¼r besonders bezeichnete Risiken
der Arbeitswelt beziehungsweise gleichgestellter TÃ¤tigkeiten, fÃ¼r deren
EntschÃ¤digung die gesetzliche Unfallversicherung als spezieller Zweig der
Sozialversicherung einzustehen hat, und zwar nicht nur im Sinne einer KausalitÃ¤t
im naturwissenschaftlich-philosophischen Sinne, sondern auch im Sinne der
Zurechnung des eingetretenen Erfolges zum Schutzbereich der
unfallversicherungsrechtlichen Norm als eines rechtlich wesentlichen
Kausalzusammenhangs (Zurechnungslehre der wesentlichen Bedingung, stÃ¤ndige
Rechtsprechung, etwa BSG, Urteil vom 9. Mai 2006 â�� Az.: B 2 U 1/05 R -, zitiert
nach juris Rn. 13 ff.). Die Frage nach diesem Zurechnungszusammenhang stellt sich
auf drei Ebenen, nÃ¤mlich als UnfallkausalitÃ¤t zwischen ausgeÃ¼bter TÃ¤tigkeit
und Unfallereignis, als haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t zwischen Unfallereignis
und Gesundheitserstschaden und als haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t zwischen
Gesundheitserstschaden und lÃ¤nger andauernden Unfallfolgen (BSG, a. a. O â�¦,
Rn. 10; SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 8. Aufl.
2010, S. 21 f.). Die vorgenannten Merkmale der versicherten TÃ¤tigkeit und des
Unfallereignisses mÃ¼ssen im Sinne des Vollbeweises, also mit an Gewissheit
grenzender Wahrscheinlichkeit vorliegen. FÃ¼r die nach der Theorie der
wesentlichen Bedingung zu beurteilenden UrsachenzusammenhÃ¤nge genÃ¼gt die
hinreichende Wahrscheinlichkeit, nicht allerdings die bloÃ�e MÃ¶glichkeit (etwa
BSG, Urteil vom 27. Juni 2006 â�� Az.: B 2 U 20/04 R â��, zitiert nach juris Rn. 15).
Ein Zusammenhang ist hinreichend wahrscheinlich, wenn nach herrschender
Ã¤rztlich-wissenschaftlicher Lehrmeinung mehr fÃ¼r als gegen ihn spricht und
ernste Zweifel an einer anderen Ursache aus-scheiden (vgl. BSG a. a. O â�¦, auch
Rn. 18 und 20). Die vorstehenden GrundsÃ¤tze der Zurechnung gelten auch fÃ¼r
die Heilbehandlung einschlieÃ�lich der Versorgung mit Arzneimitteln. In der GUV
werden nur die Folgen der durch den Versicherungsfall verursachten
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GesundheitsstÃ¶rung ausgeglichen. Es gilt auch insoweit die Zurechnungslehre der
wesentlichen Bedingung (vgl. hierzu u.a. BSG, Urteil vom 2.4.2009, B 2 U 9/08 R,
Rn. 26; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 21.03.2012, L 2 U 4996/10, Rn. 50,
zitiert nach juris). Nach Â§ 26 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VII (SGB VII) haben
Versicherte nach MaÃ�gabe der folgenden Vorschriften und unter Beachtung des
Neunten Buches Anspruch auf (durch Unfall oder Berufskrankheit bedingte)
Heilbehandlung einschlieÃ�lich Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, auf
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der Gemeinschaft, auf
ergÃ¤nzende Leistungen, auf Leistungen bei PflegebedÃ¼rftigkeit sowie auf
Geldleistungen. Der UnfallversicherungstrÃ¤ger hat mit allen geeigneten Mitteln
mÃ¶glichst frÃ¼hzeitig 1. den durch den Versicherungsfall verursachten
Gesundheitsschaden zu beseitigen oder zu bessern, seine Verschlimmerung zu
verhÃ¼ten und seine Folgen zu mildern, 2. den Versicherten einen ihren Neigungen
und FÃ¤higkeiten entsprechenden Platz im Arbeitsleben zu sichern, 3. Hilfen zur
BewÃ¤ltigung der Anforderungen des tÃ¤glichen Lebens und zur Teilhabe am Leben
in der Gemeinschaft sowie zur FÃ¼hrung eines mÃ¶glichst selbstÃ¤ndigen Lebens
unter BerÃ¼cksichtigung von Art und Schwere des Gesundheitsschadens
bereitzustellen, 4. ergÃ¤nzende Leistungen zur Heilbehandlung und zu Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der Gemeinschaft zu erbringen und
5. Leistungen bei PflegebedÃ¼rftigkeit zu erbringen (Â§ 26 Abs. 2 SGB VII). Dabei
haben die Leistungen zur Heilbehandlung und zur Rehabilitation Vorrang vor
Rentenleistungen (Â§ 26 Abs. 3 SGB VII). QualitÃ¤t und Wirksamkeit der Leistungen
zur Heilbehandlung und Teilhabe haben dem allgemein anerkannten Stand der
medizinischen Erkenntnisse zu entsprechen und den medizinischen Fortschritt zu
berÃ¼cksichtigen (Â§ 26 Abs. 4 Satz 1 SGB VII). Sie werden als Dienst- und
Sachleistungen zur VerfÃ¼gung gestellt, soweit dieses oder das Neunte Buch keine
Abweichungen vorsehen (Satz 2 der Vorschrift). Nach Â§ 27 Abs. 1 Nr. 4 SGB VII
umfasst die Heilbehandlung â�� neben der Ã¤rztlichen Behandlung â�� unter
anderem die Versorgung mit Arzneimitteln. Arznei- und Verbandmittel sind nach Â§
29 Abs. 1 Satz 1 SGB VII alle Ã¤rztlich verordneten, zur Ã¤rztlichen und
zahnÃ¤rztlichen Behandlung erforderlichen Mittel. Â§ 26 Abs. 1 SGB VII enthÃ¤lt
einen beispielhaften Katalog der HeilbehandlungsmaÃ�nahmen (Nrn. 1 bis 6), wobei
die AufzÃ¤hlung weitgehend dem Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenversicherung (vgl. Â§ 27 SGB V) entspricht (KÃ¶hler in: Hauck/Noftz, SGB,
03/19, Â§ 27 SGB VII, Rn. 1). Um das Ziel der Heilbehandlung zu erreichen, kann
und muss der UnfallversicherungstrÃ¤ger im Einzelfall weitere Leistungen
bewilligen (zum Leistungsspektrum der gesetzlichen Unfallversicherung vgl. Dahm,
SuP 2016, S. 182 ff.). Ziel der Heilbehandlung ist es, den durch den
Versicherungsfall verursachten Gesundheitsschaden "mit allen geeigneten Mitteln"
zu beseitigen oder zu bessern, seine Verschlimmerung zu verhÃ¼ten und seine
Folgen zu mildern (Â§ 26 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII). ErgÃ¤nzt wird die Regelung des Â§
27 SGB VII durch Richtlinien (vgl. Â§ 31 Abs. 2 Satz 2 SGB VII) und Ã¶ffentlich-
rechtliche VertrÃ¤ge Ã¼ber die DurchfÃ¼hrung und VergÃ¼tung der
Heilbehandlung (vgl. Â§ 34 Abs. 3 SGB VII; KÃ¶hler in: Hauck/Noftz, SGB, 03/19, Â§
27 SGB VII, Rn. 1a) Durch das Gesetz zur Ã�nderung betÃ¤ubungsmittelrechtlicher
und anderer Vorschriften (BGBl I 2017, 403) erhalten gesetzlich Krankenversicherte
erstmals einen normierten Anspruch auf Versorgung mit Cannabisarzneimitteln. Der
insoweit einschlÃ¤gige Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB V lautet (Â§ 31 SGB 5 in der
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Fassung vom 9.8.2019, juris): Versicherte mit einer schwerwiegenden Erkrankung
haben Anspruch auf Versorgung mit Cannabis in Form von getrockneten BlÃ¼ten
oder Extrakten in standardisierter QualitÃ¤t und auf Versorgung mit Arzneimitteln
mit den Wirkstoffen Dronabinol oder Nabilon, wenn 1.eine allgemein anerkannte,
dem medizinischen Standard entsprechende Leistung a) nicht zur VerfÃ¼gung steht
oder b) im Einzelfall nach der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung der behandelnden
VertragsÃ¤rztin oder des behandelnden Vertragsarztes unter AbwÃ¤gung der zu
erwartenden Nebenwirkungen und unter BerÃ¼cksichtigung des
Krankheitszustandes der oder des Versicherten nicht zur Anwendung kommen kann,
2.eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf eine spÃ¼rbare positive Einwirkung
auf den Krankheitsverlauf oder auf schwerwiegende Symptome besteht. Unter
Zugrunde legen der obenstehenden GrundsÃ¤tze haben damit auch die in der GUV
Versicherten einen Rechtsanspruch auf Versorgung mit Cannabis soweit auch die
Ã¼brigen einschlÃ¤gigen Voraussetzungen nach dem SGB VII â��
Versicherungsfall, Zurechnung seiner Folgen, Erforderlichkeit â�� erfÃ¼llt sind.

II. Vorstehendes zugrunde gelegt erweist sich die Klage als begrÃ¼ndet. Die
Beklagte hat zu Unrecht den Antrag vom 2.8.2018 auf erstmalige und probeweise
Versorgung des KlÃ¤gers mit dem Arzneimittel Sativex (medizinisches Cannabis)
abgelehnt. Die sachlichen Voraussetzungen fÃ¼r diese Versorgung des KlÃ¤gers
liegen nach dem Beweisergebnis vor, Â§Â§ 26 Abs. 1, 27 Abs. 1 Nr. 4, 29 Abs. 1 SGB
VII. 1. Der KlÃ¤ger leidet an einer schwerwiegenden Erkrankung im Sinne von Â§ 31
Abs. 6 SGB V. Der Begriff der schwerwiegenden Erkrankung wird in Â§ 31 SGB V
nicht definiert. Auch die GesetzesbegrÃ¼ndung verhÃ¤lt sich hierzu nicht. Ihr kann
nur entnommen werden, dass der Anspruch auf Versorgung mit
Cannabisarzneimitteln in "eng begrenzten AusnahmefÃ¤llen" gegeben sein soll
(Gesetzentwurf der Bundesregierung BT-Drucks. 18/8965 S. 2 und S. 23). Da die
Versorgung mit Cannabis als Ersatz fÃ¼r eine nicht zur VerfÃ¼gung stehende oder
im Einzelfall nicht zumutbare allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard
entsprechende Behandlung eingefÃ¼hrt worden ist, erscheint es sachgerecht, den
Begriff der schwerwiegenden Erkrankung ebenso wie den in Â§ 35c Abs. 2 Satz 1
SGB V beim sogenannten Off-Label-Use verwendeten Erkrankungsbegriff zu
verstehen (s. LSG ThÃ¼ringen, Beschluss vom 10.11.2017 â�� L 6 KR 1092/17 B ER
-). Auch bei dieser Bestimmung geht es um die Verwendung von Arzneimitteln als
Alternative zu bestehenden BehandlungsmÃ¶glichkeiten, ohne dass bereits
ausreichendes wissenschaftliches Erkenntnismaterial in Bezug auf einen
Wirksamkeitsnachweis zur VerfÃ¼gung steht. Es muss sich daher um eine
Erkrankung handeln, die sich durch ihre Schwere oder Seltenheit vom Durchschnitt
der Erkrankungen abhebt und die LebensqualitÃ¤t auf Dauer nachhaltig
beeintrÃ¤chtigt (vgl. Landessozialgericht fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen,
Beschluss vom 30. Januar 2019 â�� L 11 KR 442/18 B ER â��, Rn. 26, juris mit
Verweis auf: Bundessozialgericht, Urteil vom 13.12.2016 â�� B 1 KR 1/16 R -; Urteil
vom 08.11.2011 â�� B 1 KR 19/10 R -; Urteil vom 26.09.2006 â�� B 1 KR 14/06 R -).
Diese Voraussetzungen sind vorliegend gegeben. Nach den rechtskrÃ¤ftigen
Urteilen des Landessozialgerichts Chemnitz vom 27.11.2003, Az. L 2 U 117/00 (SG
Dresden, Az. S 5 U 4/99) und vom 23.4.2009, Az. L 2 U 239/05 ZVW, leidet der
KlÃ¤ger nach einem beim Arbeitsunfall vom 12.6.1997 erlittenen HWS-
Schleudertrauma an einem chronifizierten Kopfschmerzsyndrom mit
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MerkfÃ¤higkeits- und KonzentrationsstÃ¶rungen, zu dem die medizinischen
HintergrÃ¼nde im Einzelnen trotz Einholens zahlreicher Gutachten nicht
abschlieÃ�end geklÃ¤rt werden konnten. Weil strukturelle Ursachen der
Beschwerden, insbesondere eine HirnschÃ¤digung, nicht gesichert werden konnten,
wurde die MdE im Berufungsurteil vom 23.4.2009 letztlich anhand der MdE-
Erfahrungswerte bzw. VorschlÃ¤ge fÃ¼r psychoreaktive GesundheitsstÃ¶rungen
begrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger beklagt die unfallbedingten Beschwerden kontinuierlich
seit dem Unfallgeschehen und durchgreifende Besserung. Die BfA hat im Jahre 2003
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit auf unbestimmte Zeit auf Grundlage eines
Leistungsfalles vom 12.6.1997 anerkannt. Seine BeschÃ¤ftigung als
AuÃ�endienstmitarbeiter bei der Fa. H. konnte der KlÃ¤ger wegen der Unfallfolgen
nicht mehr aufnehmen. Im Ergebnis der Beweisaufnahme heben sich Schwere und
Seltenheit der Erkrankung des KlÃ¤gers vom Durchschnitt der Erkrankungen ab und
beeintrÃ¤chtigen seine LebensqualitÃ¤t auf Dauer nachhaltig, was somit die
Annahme einer schwerwiegenden Erkrankung begrÃ¼ndet. 2. Im Fall des KlÃ¤gers
kann eine allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende
Leistung der Heilbehandlung im Einzelfall nach der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung
des behandelnden D-Arztes Dipl.-Med. D. unter AbwÃ¤gung der zu erwartenden
Nebenwirkungen und unter BerÃ¼cksichtigung des Krankheitszustandes des
KlÃ¤gers nicht zur Anwendung kommen (Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b SGB
V). Da Standardtherapien fÃ¼r die Heilbehandlung von chronischem Kopfschmerz
allgemein zur VerfÃ¼gung stehen, ist nach Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 b) SGB V
erforderlich, dass diese im Einzelfall nach der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung des
behandelnden Vertragsarztes und unter AbwÃ¤gung der zu erwartenden
Nebenwirkungen sowie unter BerÃ¼cksichtigung des Krankheitszustands des
Versicherten nicht zur Anwendung kommen kÃ¶nnen. Dabei verweist schon die
GesetzesbegrÃ¼ndung darauf, dass ein Versicherter nicht langjÃ¤hrig schwere
Nebenwirkungen ertragen muss, bevor die Therapiealternative eines
Cannabisarzneimittels genehmigt werden kann (Gesetzentwurf der
Bundesregierung BT-Drucks. 18/8965 S 24). Mit der EinfÃ¼gung des Buchst. b) im
Gesetzgebungsverfahren sollte ausdrÃ¼cklich klargestellt werden, dass auch dann
von fehlenden Behandlungsalternativen auszugehen ist, wenn im konkreten Fall
zwar abstrakt noch andere dem medizinischen Standard entsprechende Leistungen
in ErwÃ¤gung gezogen werden kÃ¶nnen, der behandelnde Vertragsarzt im
konkreten Fall aber zu der begrÃ¼ndeten EinschÃ¤tzung kommt, dass diese
anderen MaÃ�nahmen unter AbwÃ¤gung der zu erwartenden Nebenwirkungen und
unter BerÃ¼cksichtigung des Krankheitszustandes des Versicherten nicht zur
Anwendung kommen kÃ¶nnen (Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses
fÃ¼r Gesundheit, BT-Drucks. 18/10902 S. 19 und Gesetzentwurf der
Bundesregierung BT-Drucks. 18/8965 S. 24). Erforderlich ist insoweit eine
Beurteilung des behandelnden Arztes unter Auseinandersetzung mit den
individuellen VerhÃ¤ltnissen des Versicherten unter AbwÃ¤gung der bisherigen
Therapieversuche, der konkret zu erwartenden Nebenwirkungen der
Standardtherapie und derjenigen der Cannabinoidtherapie (Landessozialgericht
fÃ¼r das Land Nordrhein-Westfalen, aaO, Rn. 28; LSG Baden-WÃ¼rttemberg,
Beschluss vom 01.10.2018 â�� L 11 KR 3114/18 ER-B -). Auf vorrangige
psychotherapeutische Interventionen muss sich der KlÃ¤ger im Hinblick auf seinen
Krankheitszustand und sein subjektiv nach Ã�berzeugung der Kammer
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(Vorsitzender) nicht mehr vermeidbares KrankheitsverstÃ¤ndnis nicht vorrangig
verweisen lassen. Das Gericht ist im vorliegenden Fall davon Ã¼berzeugt, dass der
KlÃ¤ger fÃ¼r weitere psychotherapeutische Behandlung nicht vorwerfbar nicht
zugÃ¤nglich ist und damit solche auf nicht absehbare Zeit nicht erfolgversprechend
ist. Dipl.-Psych. Ursula R. im Abschlussbericht Psychotherapeutenverfahren vom
18.10.2013 (Bl. 3322 d. VA) und Prof. Dr. S./Dr. Sch./Dipl.-Psych. G. im Bericht vom
3.5.2018 (Vl. 3946 d. VA) sind nachvollziehbar und Ã¼bereinstimmend zu der
EinschÃ¤tzung gelangt, dass der KlÃ¤ger ein rein somatisch orientiertes
SchmerzverstÃ¤ndnis vertritt und fÃ¼r ein anderes GrundverstÃ¤ndnis seiner
Erkrankung nicht zugÃ¤nglich ist. Prof. Dr. S./Dr. Sch./Dipl.-Psych. G. fÃ¼hrten
dementsprechend vollkommen nachvollziehbar aus, dass bei der ausgeprÃ¤gten
und durch Zielkonflikte getriggerten somatischen Verharrung des KlÃ¤gers von
einem chronischen Beharrungszustand auszugehen ist, der nach ca. 20-jÃ¤hrigem
Krankheitsverlauf auch durch willentliche Steuerbarkeit nur schwer zu Ã¼berwinden
sein werde. Insofern wurde die DurchfÃ¼hrung einer interdisziplinÃ¤ren
multimodalen Schmerztherapie zwar als prinzipiell indiziert, aber in der
Zusammenschau der bislang hÃ¶chst umfangreichen, letztlich aber erfolglosen
therapeutischen BemÃ¼hungen als nicht zielfÃ¼hrend angesehen. Daher
resultierten von dort aus auch keine speziellen schmerz- oder
psychotherapeutischen Behandlungsempfehlungen. Soweit demgegenÃ¼ber und
davon abweichend auf physiotherapeutischem Gebiet Behandlungsempfehlungen
ausgesprochen worden sind, Ã¼berzeugt das ausgehend von dem Vorstehenden
letztlich nicht. Auch hinsichtlich der faktischen Ablehnung von Psychotherapie
kommt der ausgeprÃ¤gten und durch Zielkonflikte getriggerten somatischen
Verharrung des KlÃ¤gers nach Ã�berzeugung des Gerichts eine zentrale Rolle zu.
Auch insoweit liegt letztlich ein chronischer Beharrungszustand auf der Hand, der
dadurch gefÃ¶rdert wird, dass bis heute eine befriedigende medizinische
ErklÃ¤rung fÃ¼r die beklagten und als Unfallfolgen anerkannten chronischen
Kopfschmerzen des KlÃ¤gers mit StÃ¶rungen der Konzentration und MerkfÃ¤higkeit
nicht gefunden ist, so dass schon nicht positiv feststeht, dass das somatische
KrankheitsverstÃ¤ndnis des KlÃ¤gers in letzter Konsequenz falsch ist. Stattdessen
ist es nach den vorliegenden Gutachten, insbesondere demjenigen von Dr. K. nur
(weit) weniger wahrscheinlich. Gegen eine mit Aussicht auf Erfolg zugÃ¤ngliche
Psychotherapie sprechen auch die Verlaufsberichte der Dipl.-Psych. R. Sie hat
eingehend dargelegt und begrÃ¼ndet, dass die im Jahre 2013 die aufgenommene
Psychotherapie nach insgesamt 11 Sitzungen nicht fortgefÃ¼hrt werden konnte,
weil weitere Behandlungserfolge nicht zu erwarten waren. Die Therapie wurde in
dem GesprÃ¤ch am 11.10.2013 beendet, weil die Prognose nicht ausreichte, um
weitere psychotherapeutische Erfolge zu erzielen. Zwar habe in der
Schmerzambulanz und mit der Neurofeedbackmethode erreicht werden kÃ¶nnen,
dass Opiate ausgeschlichen hÃ¤tten werden kÃ¶nnen. Ein weitergehender
Therapieerfolg sei aber nicht erreicht worden. Dementsprechend habe der KlÃ¤ger
bei der Therapeutin ErklÃ¤rungen fÃ¼r die Chronifizierung seiner Schmerzen
eingefordert, habe aber nicht dafÃ¼r gewonnen werden kÃ¶nnen, z. B. eine
systematische Selbstbeobachtung bezÃ¼glich seiner Beschwerden
(Schmerztagebuch) durchzufÃ¼hren. WÃ¤hrend der Therapie habe er mehrfach
versucht, die Therapeutin in Diskussionen zu verwickeln, wenn sie mit
verhaltensanalytischen Fragen und dem sokratischen Dialog am
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ProblemverstÃ¤ndnis zu arbeiten suchte. Er habe so bei Einstellung
zusammenfassend bemerkt: "Ich habe auch keine Produkte an Menschen verkauft,
die sich nicht brauchten". Die Kammer (Vorsitzender) ist nach dem Beweisergebnis
davon Ã¼berzeugt, dass der KlÃ¤ger sich in einem inzwischen Jahrzehnte langen
Verharrungszustand hinsichtlich des allein somatischen SchmerzverstÃ¤ndnisses
befindet und fÃ¼r weiterfÃ¼hrende erfolgversprechende Psychotherapie nicht
zugÃ¤nglich ist. Sie kann daher nach dem Beweisergebnis unter BerÃ¼cksichtigung
des individuellen Krankheitszustandes des Versicherten nicht zur Anwendung
kommen. Etwas anderes ergibt sich letztlich auch nicht aus der Stellungnahme des
Dipl.-Med. D. vom 30.11.2018. Es kann nach den UmstÃ¤nden des Falles nicht
angenommen werden, dass Dipl.-Med. darin seine fachliche und prognostische
EinschÃ¤tzung vom 2.8.2018 grundlegend revidieren wollte. Soweit er mitgeteilt
hat, dass er sich zur Zeit der Auffassung von Dr. Sch. anschlieÃ�e, erfolgte das
offenkundig unter der von der Beklagten so sinngemÃ¤Ã� umschriebenen
Voraussetzung, dass der KlÃ¤ger im Jahre 2013 zugÃ¤ngliche und
erfolgsversprechende Psychotherapie abgebrochen habe, was aber nach dem
Gesagten so nicht zutrifft. 3. Nach Ã�berzeugung der Kammer (Vorsitzender)
besteht auch eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf eine spÃ¼rbare positive
Einwirkung auf den Krankheitsverlauf oder auf schwerwiegende Symptome des
KlÃ¤gers. Im Ausgangspunkt sind nach Sinn und Zweck des Â§ 31 Abs. 6 SGB V an
diesen Nachweis keine Ã¼berzogenen Anforderungen zu stellen. Dem
behandelnden Vertragsarzt â�� im Bereich dem entsprechend der GUV D-Arzt (vgl. 
Â§ 34 Abs. 3 SGB VII [D-Arztverfahren]) â�� wird in Â§ 31 Abs. 6 SGB V eine
EinschÃ¤tzungsprÃ¤rogative eingerÃ¤umt, die von der Krankenkasse und im
Gerichtsverfahren nur sehr begrenzt auf inhaltliche Richtigkeit zu Ã¼berprÃ¼fen
ist. Die Gesetzmaterialien bestÃ¤tigen dies. Der Ausschuss fÃ¼r Gesundheit hat
dementsprechend formuliert (BT-Drucks. 18/10902 S. 20): "Die Versorgung von
Versicherten mit schwerwiegenden Erkrankungen soll durch den Anspruch auf
Versorgung mit Cannabis nach Satz 1 verbessert werden. Die
GenehmigungsantrÃ¤ge bei der Erstverordnung der Leistung sind daher nur in
begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen von der Krankenkasse abzulehnen. Damit wird
auch der Bedeutung der Therapiehoheit des Vertragsarztes oder der
VertragsÃ¤rztin Rechnung getragen." FÃ¼r den Bereich der GUV gilt bei einem
entsprechend begrÃ¼ndeten Antrag des D-Arztes das Vorstehende entsprechend,
so dass auch ihm eine EinschÃ¤tzungsprorogative zukommt. Dem beantragenden
Vertragsarzt bzw. D-Arzt muss dazu insbesondere kein Gutachten vorliegen,
sondern er soll die EinschÃ¤tzung eigenverantwortlich unter AbwÃ¤gung der fÃ¼r
und gegen die Versorgung im Einzelfall streitenden konkreten UmstÃ¤nde unter
BerÃ¼cksichtigung des individuellen Krankheitsbildes treffen. Ausreichend ist es
dementsprechend, wenn er diese eigene EinschÃ¤tzung abgibt und sie
entsprechend begrÃ¼ndet. Sofern sie gemessen hieran nachvollziehbar, schlÃ¼ssig
und in sich widerspruchsfrei ist, ist sie nach Sinn und Zweck der Regelung durch
den VersicherungstrÃ¤ger hinzunehmen (vgl. LSG NRW, aaO, Rn. 31, 32, juris). Es
kommt dann nicht darauf an, ob etwa ein Beratungsarzt zu einer anderen
EinschÃ¤tzung kommt, die ggfs. ebenso vertretbar ist, sondern nur darauf, ob sich
die EinschÃ¤tzung des behandelnden Arztes als nicht oder kaum vertretbar erweist.
Vorstehendes zugrunde gelegt, erweist sich der Antrag des Dipl.-Med. D. vom
2.8.2018 nach dem Beweisergebnis und auch im Lichte der ablehnenden
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EinschÃ¤tzung vom 24.8.2018 als nachvollziehbar und gut vertretbar begrÃ¼ndet.
Nach dem Antrag kommt der Versorgung mit medizinischem Cannabis (Sativex)
unter BerÃ¼cksichtigung des aktuellen Standes der medizinischen Wissenschaft
und der Erkrankung des KlÃ¤gers eine nicht fern liegende Erfolgsaussicht zu (Â§ 31
Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 SGB V). Durchgreifende GrÃ¼nde, diese AbwÃ¤gung aus
medizinisch-wissenschaftlicher Sicht abweichend und den Antrag ablehnend
vorzunehmen, ergeben sich weder aus den Stellungnahmen der Prof. Dr. S./Dr.
Sch./Dipl.-Psych. G. noch aus der AblehnungsbegrÃ¼ndung der Beklagten.
ErgÃ¤nzend kann dazu auf die InternetverÃ¶ffentlichung der
Arzneimittelkommission der deutschen Ã�rzteschaft, Fachausschuss der
BundesÃ¤rztekammer, mit "Ã�berblick Ã¼ber die Studienlage zum therapeutischen
Einsatz von Cannabinoiden" auf der Internetseite
(http://www.akdae.de/Stellungnahmen/Weitere/20160114.pdf) vom MÃ¤rz 2015
verwiesen werden. Danach hat der Ausschuss Sucht und Drogen der
BundesÃ¤rztekammer die Arzneimittelkommission der deutschen Ã�rzteschaft
(AkdÃ�) am 22.01.2015 gebeten, Indikationen zu identifizieren, "fÃ¼r die
wissenschaftliche Erkenntnisse eines mÃ¶glichen Nutzens einer Therapie mit
cannabinoidhaltigen Medikamenten bestehen". Cannabinoide seien eine heterogene
Stoffgruppe, zu denen Hanfcannabinoide ("Medizinalhanf"), Cannabinoidmimetika
aus anderen Pflanzen und synthetische Cannabinoide gehÃ¶rten. Als Ergebnis
wurde eingeschÃ¤tzt, dass bei akuten Schmerzen Cannabinoide schlecht oder gar
nicht wirksam zu sein schienen. Bei chronischen Schmerzen hingegen habe sich
eine positive Wirkung bei der Mehrzahl der klinischen Studien (1;2;14â��18)
gezeigt. Deswegen sei bei chronischen und insbesondere neuropathischen
Schmerzen ein Therapieversuch mit Cannabinoiden gerechtfertigt, wenn andere
Therapiestrategien ohne Erfolg blieben (1;14). Da Cannabinoide gleichzeitig den
Appetit stimulieren, die Stimmung aufhellen, die Ã�belkeit hemmen und den Schlaf
fÃ¶rdern kÃ¶nnen, kÃ¶nne ihr Einsatz in der Palliativmedizin erwogen werden.
Vorstehendes zugrunde gelegt, kann der EinschÃ¤tzung von Dr. Sch. nicht gefolgt
werden, wonach es nach den Empfehlungen der Deutschen MigrÃ¤ne- und
Kopfschmerzgesellschaft an einer Evidenz fÃ¼r den Einsatz von Cannaboiden im
Falle des KlÃ¤gers fehle. Denn dem lag nach den dortigen AusfÃ¼hrungen die
Annahme zugrunde, dass bei ihm ein Anhalt fÃ¼r das Vorliegen einer sekundÃ¤ren
Kopfschmerzerkrankung fehle, was in dieser Allgemeinheit auf Grundlage der
zahlreich vorliegenden Gutachten wenig nachvollziehbar erscheint. Dass Dr. Sch.
nach der ambulanten Behandlung des KlÃ¤gers eine chronische SchmerzstÃ¶rung
mit somatischen und psychischem Faktoren (ICD-10: F 45.41) diagnostiziert hat,
spricht eher dafÃ¼r, dass eben somatische Anteile an der chronischen
Kopfschmerzerkrankung des KlÃ¤gers nicht auszuschlieÃ�en sind, so dass
zumindest Anteile sekundÃ¤ren Kopfschmerzes nicht fernliegend sind. Ohnehin sind
nach dem Gesagten die medizinischen HintergrÃ¼nde der Kopfschmerzerkrankung
des KlÃ¤gers bis heute trotz der erhobenen zahlreichen Gutachten nicht
befriedigend geklÃ¤rt, 4. Zuletzt ist dem KlÃ¤ger, auch wenn es darauf im
vorliegenden Hauptsacheverfahren nicht unmittelbar tragend ankommt, ein
lÃ¤ngeres Zuwarten auch unter dem Gebot der GewÃ¤hrung effektiven
Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 GG) nicht zuzumuten, zumal die mit der
Entscheidung fÃ¼r die Beklagte verbunden Risiken verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig
Ã¼berschaubar erscheinen. Sollte die probeweise Heilbehandlung mit Cannabis
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nicht den erwÃ¼nschten Erfolg zeitigen, wird sie nicht fortzufÃ¼hren sein.

Nach alledem war der Klage stattzugehen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG.

Erstellt am: 19.03.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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